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BUNDESTAGSWAHL 2017

Wahljahr  
der  Wendungen

Eine erste Einordnung

VIOLA NEU
Geboren 1964 in Ludwigshafen am  
Rhein, stellvertretende Leiterin  
der Haupt abteilung Politik und Beratung  
der  Konrad-Adenauer-Stiftung.

Ein spannendes Wahljahr mit vielen über-

raschenden Wendungen geht dem Ende 

zu. Mag der Ausgang der saarländischen 

Landtagswahl im März und der Wahlerfolg 

der CDU unter der Ministerpräsidentin 

Annegret Kramp-Karrenbauer von vielen 

Beobachtern noch erwartet worden sein, 

so überraschten die Wahl erfolge der CDU 

in Nordrhein-Westfalen und Schleswig-

Holstein. In beiden Ländern kam es zu ei-

nem Regierungswechsel unter Führung 

der CDU. Un erwartet war auch das Ab-

schneiden der Volksparteien bei der Bun-

destagswahl, die beide Einbußen hinneh-

men mussten. Trotz eines Stimmenrück- 

gangs schneidet die Union bei der Bun-

destagswahl am besten ab, stellt damit  

die größte Fraktion und hat den Auftrag, 
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eine Regierung zu bilden; nach zwölf Jah-

ren Regierungszeit keine Selbstverständ-

lichkeit.

Doch das Wahljahr ist für Trendana-

lysen der Parteien ungeeignet.1 Außer der 

SPD, die bei allen Wahlen an Zustimmung 

verloren hat, haben alle Parteien ein Wech-

selbad der Gefühle erlebt. Dem guten Ab-

schneiden der FDP auf der Bundesebene 

steht der verfehlte Einzug in den saarlän-

dischen Landtag gegenüber. Die AfD kam 

in Schleswig-Holstein knapp über 5 Pro-

zent, und die Grünen mussten im Saar-

land und in Nordrhein-Westfalen schlech- 

te Ergebnisse verkraften. Die Wahlbetei-

ligung ist zwar bei jeder Wahl gestiegen, 

doch profitierte bei den Landtagswahlen 

vor allem die CDU von Stimmen früherer 

Nichtwähler; bei der Bundestagswahl 

hatte dagegen die AfD den stärksten Zu-

strom aus den Reihen der Nichtwähler.

Es zeigt sich erneut, dass jede Wahl 

für sich steht und vermeintliche Regeln 

für die strategische Planung ein schlechter 

Ratgeber sind. In den Medien wurde be-

richtet, Kanzlerkandidat Martin Schulz 

habe sich auf Bitte der damaligen Minis-

terpräsidentin Hannelore Kraft politisch 

zurückgehalten, da sie ihm aus Nordrhein-

Westfalen den entsprechenden Rücken-

wind für die Bundestagswahl bringen 

würde. Die Wahlergebnisse verdeutlichen 

eindrücklich das Scheitern dieser Strategie.

Will man die Bundestagswahl 2017 

vergleichen, so drängen sich Ähnlichkei-

ten mit den Jahren 2009 und 1969 auf. 

Am Ende der Legislaturperiode 2009 

mussten die Volksparteien bereits deut-

liche Verluste sowie ein historisch schlech-

tes Abschneiden hinnehmen. Auch bei 

dieser Wahl profitierten die kleineren Par-

teien von einer Großen Koalition: FDP, 

Grüne und Linke konnten 2009 ihre his-

torisch besten Wahlergebnisse verzeich-

nen. Auch die sonstigen Parteien schnit-

ten überdurchschnittlich gut ab.2 Ähn- 

liches ließ sich auch bei der ersten Großen 

Koalition von 1966 bis 1969 beobachten, 

als die NPD im Aufwind war und in eine 

Reihe von Landtagen einziehen konnte. 

Gleichermaßen war es die Geburtsstunde 

der sogenannten Außerparlamentarischen 

Opposition (APO).

WAHL ALS PROTEST

Die Union verliert bei der Bundestags-

wahl 2017 deutlich an Unterstützung,  

obwohl sie in allen Bereichen – von der 

Bundeskanzlerin über die politischen 

Kompetenzen und die Zufriedenheit mit 

der Regierung bis hin zur Einschätzung 

der allgemeinen und wirtschaftlichen 

Lage und den objektiven Bilanzdaten – 

ausgesprochen positiv bewertet wird. Eine 

Ursache liegt in der Überzeugung der 

Wähler, dass der Wahlsieger bereits im 

Vorhinein feststehe. 82 Prozent waren un-

mittelbar vor der Wahl sicher, die Union 

und Angela Merkel würden gewinnen. 

Gerade einmal 5 Prozent erwarteten, dass 

die SPD und Martin Schulz als Sieger  

aus der Wahl hervor gehen würden (2017: 

 Daten der Forschungsgruppe Wahlen). 

Diese Erwartungen haben große Auswir-

kungen auf das End ergebnis. Mit dem Ge-

fühl ausgestattet, das Rennen sei gelaufen 

und es ginge um nichts mehr, haben sich 

einige Wähler der Union und der SPD an-

ders entschieden.

Vor dem Hintergrund einer guten 

Leistungsbilanz der Bundesregierung so-

wie eines großen Maßes an wirtschaft-

licher Sicherheit und Stabilität erschienen 
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den Wählern die Verschiebungen im Par-

teiensystem risikolos. Man konnte es sich 

quasi leisten, „Protest zu wählen“.

Das gute Abschneiden der AfD hatte 

sich nicht in den Landtagswahlen abge-

zeichnet und wurde erst unmittelbar vor 

der Bundestagswahl im Meinungsklima 

sichtbar. Noch im Frühjahr hatte die Par-

tei mit schlechten  Wahlergebnissen und 

Umfragewerten zu kämpfen, die selbst 

das Überwinden der Fünf-Prozent-Hürde 

mit einem Fragezeichen versahen.

Ganz überraschend ist das Ergebnis 

der AfD jedoch nicht. Im Par teien system 

hat sich bereits seit 2013 eine Polarisie-

rung der Wählerlandschaft entwickelt. 

Die AfD-Anhänger bilden in allen Ein-

stellungsvariablen gegenüber den Anhän-

gern aller anderen Parteien – und im be-

sonderen Maße gegenüber der Anhänger- 

schaft der Union – den Antipoden.

Die Wahl der AfD kann als Protest-

wahl bezeichnet werden: So sagen 61 Pro-

zent, sie hätten die Partei aus Enttäu-

schung gewählt. Nach einem Strategie- 

papier setzt die AfD darauf, dass skandali-

sierende Äußerungen, die die „Political 

Correctness“ durchbrechen, die größte 

Chance haben, in den Medien zitiert zu 

werden. Diese Strategie ist weit gehend 

aufgegangen. Zudem hat die AfD in den 

sozialen Medien bereits lange vor dem 

Wahlkampf, aber dort nochmals verstärkt, 

negative campaigning unter dem Motto 

„Merkel muss weg“ betrieben.

HETEROGENE WÄHLERSCHAFT

Ebenso wie bei früheren Wahlen kommt 

die Wählerschaft der AfD aus allen politi-

schen Lagern. Zudem mobilisiert die AfD 

erneut einen großen Anteil an Nichtwäh-

lern. Dass diese Wählerschaft nicht nach 

parteiideologischen Mustern zu verorten 

ist, liegt auf der Hand, wenn gleicherma-

ßen ehemalige Wähler der Union, der 

SPD, der Linken oder der Piraten für die 

AfD votieren. So hat zum Beispiel Die 

Linke – gemessen an ihrer Größe in den 

neuen Ländern – proportional die meisten 

Wähler an die AfD verloren. Auch dies ist 

kein neues Phänomen, denn Protestwäh-

ler sind in der Regel politisch  heimatlos.

In Tiefeninterviews lassen sich AfD-

Wähler auf (fast) keinen gemeinsamen 

Nenner bringen. Sie sind eine äußerst he-

terogene Gruppe mit unterschiedlichen 

Wegen und Begründungen, warum sie 

sich der AfD genähert haben. Auch sozial-

strukturelle Muster ergeben sich nicht. 

Monokausale Erklärungen, wer, aus wel-

chem Grund die AfD unterstützt, greifen 

daher zu kurz. Die Partei wird als Projek-

tionsfläche sehr unterschiedlicher Wün-

sche, Bedürfnisse und Themen wahrge-

nommen.

Dennoch gibt es jenseits der Hetero-

genität auch Gemeinsamkeiten, die sich 

eher in einer Grundstimmung ausdrü-

cken. Die Befragten hatten häufig das Ge-

fühl, dass sie nicht „gehört“ würden, was 

sich sowohl auf Eliten als auch auf die ei-

gene Situation bezieht, da sich viele als 

stigmatisiert und entfremdet wahrneh-

men. Gleichermaßen – auch wenn viele 

Diskussionsbeiträge eher das Gegenteil zu 

bestätigen scheinen – wird eine Abgren-

zung nach „rechts“ vorgenommen. Eines 

der klassischen Erzählmuster ist, dass die 

„eigent liche“ Meinung „des Volkes“ unter-

drückt werde und man „das wohl noch 

sagen dürfe“. Hier erscheint als Haupt-

gegner die als Unterdrückungs instrument 

verstandene „Political Correctness“.
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Auch verschwörungstheoretische Argu-

mentationen sind weit verbreitet, ohne 

dass es die eine Verschwörung gibt, auf die 

sich alle einigen könnten. Vieles wird 

ohne Konkretisierung nur angedeutet, er-

weckt aber den Anschein, über exklusives 

Wissen zu verfügen. Gleichermaßen kur-

sieren viele „Fake News“. 

ORIENTIERUNGSSUCHE  
OHNE KOMPASS

Häufig wird die Realität ausgekoppelt oder 

verdrängt und durch „alter native“ Erzäh-

lungen ersetzt, welche zwar ins eigene 

Weltbild passen, aber einer Überprüfung 

nicht standhalten. Gegenüber Argumen-

ten, die eine andere Meinung vertreten, 

zeigt sich eine gewisse Geschlossenheit. 

Die Befragten suchen zwar nach Orientie-

rung, allerdings ohne Kompass.

Am ehesten lassen sich die Befragten 

über ihre Gefühlslagen zusammenfassen. 

Die eigene Situation ist oft zwar eher un-

problematisch, doch wird sie in Beziehung 

zu anderen gesetzt; auch eine Verschlech-

terung wird erwartet. Diese wird zum 

Teil generalisiert, wenn etwa auf allge-

meine Entwicklungen wie die Globalisie-

rung verwiesen wird. Zum Teil wird sie 

auch konkre tisiert, wenn zum Beispiel 

durch die Zuwanderung eine potenzielle 

Verschlechterung der Zukunftsaussichten 

oder der eigenen wirtschaftlichen Lage er-

wartet wird. Bei den hier Befragten wird 

Angst (auch vor Überfremdung), Verun-

sicherung und Kontrollverlust mit dem 

Gefühl gekoppelt: „Alles wird schlechter“. 

Dies auf die „Flüchtlingskrise“ zurückzu-

führen, scheint die Kausalitäten umzu-

kehren. Vielleicht war die Flüchtlings-

krise der Auslöser, der die Grundhaltun- 

gen sichtbar machte, zusätzlich mobili-

sierte und einen politischen Arm fand, 

aber vermutlich hat sich die psychische 

Stimmung bereits vorher latent manifes-

tiert und ist ein Resultat langfristig aufge-

stauter, vielfältiger Frustrationen.

Sehr weit verbreitet sind zudem 

Denkzettelmotive: Die Wähler unterstüt-

zen die AfD in der Erwartung, die ande-

ren Parteien würden darauf rea gieren und 

sie dann ernster nehmen. Man könnte von 

einer „Um-zu“-Wahlmotivation sprechen: 

Man wählt eine Partei, um zu erreichen, 

dass andere etwas tun. Hier bieten sich für 

alle Parteien Chancen, Wähler zurückzu-

gewinnen.

Wahljahr der Wendungen, Viola Neu 

1 Der Artikel wurde vor den vorgezogenen Land-
tagswahlen in Niedersachsen am 15. Oktober 2017 
verfasst.

2 2009 konnten die Piraten 2 Prozent und die NPD  
1,5 Prozent erzielen.


